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Vorwort 

Diese Arbeit ist aus der Dissertation hervorgegangen, die der Jurist. 
Fakultät der Universität Würzburg im Februar 1972 vorgelegt wurde. 

Auf Grund der rechtsvergleichenden Fragestellung und der Besonder-
heiten des britischen Verfassungswesens galt es, den zu interpretieren-
den Bestimmungen des Grundgesetzes die entsprechenden britischen 
Regeln gegenüberzustellen. Die vor allem für den kontinentaleuropä-
ischen Juristen auftretenden Schwierigkeiten bestanden darin, die tat-
sächlich für Bestellung und Amtsbeendigung der Regierungschefs sowie 
die Auflösung des Parlaments geltenden, das Gewohnheitsrecht ausklei-
denden konventionalen Normen herauszuarbeiten. 

Der Verfasser  ist aus diesem Grunde dankbar, daß er, zum Tei l mi t 
freundlicher  Hilfe der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland, Kon-
takt zu englischen Gesprächspartnern fand, mi t denen er manche Fra-
gen der konventionalen Entwicklung des Verfassungssystems zu erör-
tern Gelegenheit hatte. A n dieser Stelle sind Mr. Nevi l Johnson, Nuffield 
College, Oxford und Robert Elmore, Cambridge hervorgehoben. Die mi t 
der Amtseinsetzung eines konservativen Premierministers bis zur inner-
parteilichen Wahlordnungsreform  des Jahres 1965 auftauchenden, spe-
ziellen Verfassungsprobleme konnten erfreulicherweise  mi t Mr. R. 
D. Milne vom Conservative Centre besprochen werden. 

Auf deutscher Seite war es Herr Ministerialrat Werner Blischke von 
der Verwaltung des deutschen Bundestags in Bonn, der wertvolle Hin-
weise zu der vom Parlament geübten Praxis der Geschäftsordnung bei-
gesteuert hat. Für die freundliche Anteilnahme an verschiedenen Ein-
zelfragen sei auch den Herren Universitätsprofessoren  Dr. Theodor 
Maunz und Dr. Heinz Laufer,  München, herzlich gedankt. 

Die Arbeit wurde im Herbst 1971 abgeschlossen. Die seit diesem Zeit-
punkt erschienene Literatur mußte unberücksichtigt bleiben. Aus dem-
selben Grunde haben die für das deutsche Verfassungsleben so bedeut-
samen Vorgänge des Jahres 1972, der von der Opposition eingebrachte 
Mißtrauensantrag sowie die Auflösung des Bundestages, noch Eingang 
in die Anmerkungen gefunden. 
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Vorzüglicher Dank gebührt Herrn Universitätsprofessor  Dr. Günther 
Küchenhoff,  Würzburg, für die Wahl des Themas, für die souveräne Be-
ratung und anregenden Impulse. Schließlich sei Herrn Ministerialrat 
a. D. Dr. J. Broermann, Berlin, für die Aufnahme der Arbeit in sein Ver-
lagsprogramm herzlich gedankt. 

Michael  Lippert 
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Einleitung 

Α. Problemstellung  und  Methode 

I. Fragestellung 

Die Organisation der Exekutive und die Frage nach ihren Trägern 
rückt in dem Maße in den Vordergrund des öffentlichen  Interesses, in 
dem sich die Tätigkeit des modernen Staates ausgedehnt hat und sich 
anschickt, alle Lebensbereiche zu durchdringen1. 

Das Ringen um einen Ausgleich zwischen den jeder Regierungsweise 
immanenten Polen der Effizienz  und der Legitimation einer Regierung, 
das insbesondere in den dem parlamentarischen System anhängenden 
Ländern seine Schauplätze aufgeschlagen hat, mag als Symbol für die 
zunehmende Uberzeugung gelten, daß, ungeachtet der mi t der Republik 
von Weimar und der französischen 3. und 4. Republik gemachten Er-
fahrungen, die Instabilität von Regierungen und die parlamentarische 
Diskontinuität zum parlamentarischen Regierungssystem nicht im Ver-
hältnis des Junktims zu stehen brauchen2; andererseits der Umschlag 
in die diktatoriale Machtausübung vermieden werden kann. 

Hinsichtlich der Konstruktion der Regierungsgewalt im Staatswesen 
stehen sich zunächst zwei Hauptorganisationsformen gegenüber, zwi-
schen denen wiederum zahlreiche Mischformen bestehen. 

Im präsidentiellen System bildet das volksgewählte Staatsoberhaupt 
die Regierungs- und die Administrationsspitze, leitet und koordiniert 
die politische Staatstätigkeit und repräsentiert zugleich das Staats-
ganze3. 

Der präsidentiellen, monistischen Regierungsweise steht das parla-
mentarische System gegenüber, in dem ein vom Vertrauen des Parla-

1 Friedrich,  K a r l J., Der Verfassungsstaat der Neuzeit, Ber l in 1953, S. 772. 
2 Derartige apokalyptische Vorhersagen sind zu finden bei Lippmann,  Wal -

ter, Crépuscule des démocraties, Paris 1956. 
3 Küchenhoff,  Günther und Erich, Allgemeine Staatslehre, Stuttgart, 

6. Auflage 1967, S. 129 f., dazu die von Smend  entwickelte Theorie der Integra-
tion, in : Smend,  Rudolf, Integrationslehre i m Handwörterbuch der Sozialwis-
senschaften, 12 Bde., hrsg. von Horst Jecht, Andreas Predöhl, Werner Weber, 
Leopold v. Wiese u. a., Stuttgart—Göttingen 1956 - 1965; Smend,  Rudolf, Ver-
fassung und Verfassungsrecht,  München, Leipzig 1928, Neudruck in : Staats-
rechtliche Abhandlungen und andere Aufsätze, München, Ber l in 1955, S. 119. 

2· 
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ments abhängiges Kabinett und ein (monarchisches oder republika-
nisches) Staatsoberhaupt die Staatsspitze bilden. Die nähere Ausgestal-
tung dieses Dualismus w i rd zum Maßstab einer begrifflichen  Einteilung 
der Spielarten parlamentarischer Regierungsweisen4. Von ihm und 
seiner teilweisen Uberwindung hängen gleichzeitig die Stabilität, ja der 
Bestand des parlamentarischen Systems ab5. 

Tatsächlich weist die Verfassungsentwicklung der jüngsten Zeit — 
seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges — eine monistische Tendenz in 
dem Sinne auf, daß nicht nur die lähmenden und zerstörerischen Mög-
lichkeiten des „rein negativen" Mißtrauensvotums durch rationalisierte 
Verfahren  des „positiven parlamentarischen Systems"® gebändigt wer-
den, sondern auch in verschiedenen Verfassungsneuschöpfungen  unter-
schiedlich starke Bestrebungen feststellbar sind, die politische Führung 
in einem einzigen Organ der Exekutive zu konzentrieren. 

Es war gerade die Ablösung des liberalen, bürgerlichen Rechtsstaates 
durch die im neunzehnten Jahrhundert i n England einsetzende Ent-
wicklung zur Massendemokratie sowie die zunehmende Komplexität 
und Unüberschaubarkeit staatlichen Handelns und die Schwierigkeiten 
der geistigen Selbstdarstellung des Staates im Gefolge der „technischen 
Realisation"7, welche nach einer Personalisierung der Macht verlangten8. 
Und dies aus zwei Gründen: einmal, um des Monismus der Machtaus-
übung wil len, d. h., der Konzentration der Führungs- und Entscheidungs-
befugnisse in einem Organ; des weiteren vor allem, um die Verantwor-
tung zu konkretisieren und damit die (demokratische) Kontroll ierbarkeit 
herzustellen9. 

Bestrebungen, das Gebot der monokratischen Lenkung sowie der 
stabilen, dabei kontroll ierten und parlamentarisch beziehungsweise 
demokratisch legitimierten Regierung zu erfüllen, finden sich i n unter-
schiedlicher Ausprägung in mehreren Nachkriegsverfassungen 10; die 

4 Kaltefleiter,  Werner, Die Funkt ion des Staatsoberhauptes i n der par-
lamentarischen Demokratie, Köln—Opladen 1970, unterscheidet demnach das 
klassisch-parlamentarische Regierungssystem (26 ff.),  das quasi-parlamenta-
rische und das System bipolarer Executive. 

5 s. dazu 1. Hauptte i l 1. Kap. 2. Abschn. I I 1 b) aa) am Ende. 
6 Küchenhoff,  Günther und Erich, S. 158. 
7 Z u den Problemen einer veränderten Staatlichkeit i n der technischen 

Welt, s. Forsthoff,  Ernst, Der Staat der Industriegesellschaft,  München 1971. 
8 Amphoux,  Jean, Le chancelier fédéral,  dans le régime constitutionnel de 

la République Fédérale d'Allemagne, Paris 1962, S. 4. 
9 s. dazu die Möglichkeiten demokratischer Regierungskontrolle; Mann-

heim,  Kar l , Freedom, Power and Democratic Planning, London 1951, S. 145 f. 
1 0 So überträgt Ar t . 95 I der italienischen Verfassung von 1947 dem Prä-

sidenten des Ministerrats (Reg.chef) die Kompetenz zur Bestimmung der 
Richtl inien der Pol i t ik , ähnliche Tendenzen sind in der französischen Verfas-
sung von 1946 enthalten, insbesondere i n Ar t . 45,47 und 49. 



Α . Problemstellung und Methode 21 

Hauptausnahme bildet die französische Verfassung von 1958, die im 
Rahmen eines beschränkt-parlamentarischen Systems die Stellung des 
Staatspräsidenten in einer Weise stärkt, die zum System der „bipolaren 
Exekutive" führt 11 . Den größten Schritt auf dem Wege zur monistischen, 
personalisierten Macht, dabei gleichzeitig Legitimation und Kontrolle, 
hatte das Grundgesetz der Bundesrepublik von 1949 gewagt. 

Dem Bundeskanzler als dem deutschen Regierungschef wurde damit 
nicht nur die Richtlinienbestimmung der Pol i t ik übertragen, sondern 
er wurde auch zum einzigen, parlamentarisch legitimierten und dem 
Parlament verantwortlichen Minister erhoben. Diese Ausgestaltung der 
verfassungsrechtlichen  Position des Bundeskanzlers im restaurierten 
parlamentarischen Regierungssystem sowie ihre in den Anfangs jähren 
der Bundesrepublik vom ersten Amtsinhaber Adenauer geprägte ver-
fassungspraktische Verwirkl ichung gaben den Anlaß nicht nur zur 
Wortprägung vom Kanzlerprinzip oder Kanzlersystem, sondern auch zu 
ersten Ansätzen einer „Theorie der Kanzlerregierung" 12. 

Die deutsche Nachkriegsverfassungsschöpfung  hatte den Bundeskanz-
ler i n mehrfacher  Hinsicht der in einer langen politischen Praxis ent-
wickelten, zum Idealbeispiel erhobenen Figur des britischen Premier-
ministers angenähert. Auch in Großbritannien gebar die „Not des 
Augenblicks" im Ersten und Zweiten Weltkrieg die verfassungspolitische 
Machtstellung des Prime Ministers. Der konventionalen Entwicklung 
folgte die theoretische Verarbeitung: Zu Beginn der sechziger Jahre 
entstand die Theorie vom „Prime Ministerial Government"13. I n ihr 
wurde die neue Suprematie des Premierministers, die Ablösung durch 
das „Prime Ministerial Government" beschrieben: politische Führungs-
befugnisse würden durch den Premierminister ausgeübt, die Kabinetts-
mitglieder stünden ihm dabei als bloße Verrichtungsgehilfen  zur Seite. 
Der Premierminister ist als Führer seiner Parteiphalanx14 zum Binde-
glied zwischen Kabinett und Unterhaus geworden; in ihm konzentrierte 
sich die parlamentarische Verantwortung. Der deutsche Bundeskanzler 

1 1 Vgl. dazu Haungs,  Peter, Überparteiliches Staatsoberhaupt und par la-
mentarische Kabinettsregierung, in : Festschrift  für Dolf Sternberger zum 
60. Geb., Heidelberg 1968, S. 162 ff. 

1 2 s. dazu insbes. Ridley , F. F. Chancellor Government as a Pol i t ical 
System and the German Constitution, in : Parl iamentary Affairs,  London 1966, 
Bd. 19, Nr. 4, S. 446 - 461. 

1 3 So vor allem Mackintosh , John P., The Br i t ish Cabinet, Appendix I I , 
London 1962; Heasman, D. J., The Prime Minister and the Cabinet, in : Par-
l iamentary Affairs Bd. X V (1962) S. 481 ff.;  Brasher , Ν . Η . , Studies in Br i t ish 
Government, London 1965; Hinton,  R. W. K., The Prime Minister as an Elect-
ed Monarch, in : Parl iamentary Affairs, Bd. I I I (1960) S. 297 ff.;  Benemy , Frank, 
W., The Elected Monarch, London, Toronto, Well ington, Sydney 1965. 

14 Crossmann t Richard, Introduct ion to Walter Bagehot, The English Con-
stitution, London 1963, S. 40 ff. 


